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Keine Windräder ohne vorherige Umweltverträglichkeitsprüfung
Forderungen der HGON und BI an das RP Gießen

Mit einem gemeinsamen Schriftsatz vom 28. Oktober haben die HGON Limburg/Weilburg und die die BI Wind-Wahn Villmar/Runkel das Regierungspräsidium Gießen aufgefordert, vor der Genehmigung von Windkraftanlagen in jedem Falle eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) durchzuführen.

Gemäß Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 4 A 1.13 vom 17.12.2013 besteht die Pflicht, eine UVP durchzuführen, wenn das Vorhaben grundsätzlich erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen zur Folge haben könnte. Je näher die prognostizierten negativen Umweltauswirkungen am jeweiligen Schwellenwert liegen, desto eher ist von einer UVP-Pflicht auszugehen.

Vor dem Hintergrund der aktuellen Rechtsprechung, erachten wir, unter Verweis auf die EU-Richtlinie 2014/52/EU zur UVP, eine vertiefende Untersuchung im Rahmen einer UVP für dringend erforderlich. In einem vereinfachten Genehmigungsverfahren ist eine möglichst tiefgehende und intensive Abwägung der Schutzgüter Lärm / Infraschall, Artenschutz, Boden und Sachgüter sowie Wasser und Natur, nach hiesiger Einschätzung nicht gegeben, so Dieter Stahl und Wolfgang Nawroth.
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